
trem genug und die anderen sind schon
wieder zu extrem. So spricht Holger Apfel,
der neue Vorsitzende der NPD, ja bereits
ganz vorsichtig von einer »modernen Ra-
dikalität«. Er versucht solche neuen For-
meln auszugeben,um sich von seinem Vor-
gänger Udo Voigt abzusetzen. Das ist nicht
leicht zu fassen.

Daneben vertrete ich die Formel: »Re-
pression schafft Innovation«. Das heißt,
wenn die Kontrollorgane diese Gruppen
im Visier haben, dann muss man immer be-
rücksichtigen, dass das – auf beiden Seiten
– lernende Systeme sind.Wenn die Repres-
sionsorgane zuschlagen, dann erfinden die
rechtsextremen Gruppen in ihrer Eigen-
logik neue Verhaltensweisen. Die Autono-
men Nationalisten sind hier ein prototypi-
sches Beispiel. Die Handlungsanweisung
zur Entwicklung dieser Gruppen stammt
von dem Alt-Nazi Christian Worch. Der
hat die Linksautonomen beobachtet und
festgestellt: Die können nicht verboten
werden, da sie keine Organisationsstruktur

haben und nicht kollektivistisch wie die
Rechten auftreten. Die treten individualis-
tisch auf, können sich aber gleichzeitig je-
derzeit verbünden. Die Formel »Repres-
sion schafft Innovation« muss man also
sehr ernst nehmen, damit man sich keine
Illusionen macht.

NG/FH: Sind diese einschränkenden Argu-
mente so stark, dass Sie von einem NPD-
Verbot abraten würden? 

Heitmeyer: Ja, ich würde eher abraten. Ich
bin mir völlig sicher, dass sofort die gesell-
schaftliche Aufmerksamkeit nachließe in
der irrigen Annahme, man hätte eine Lö-
sungsformel durch repressive Kontrolle ge-
funden und damit wäre die Sache vom
Tisch. Drei Argumente sprechen also eher
gegen ein Parteiverbot: Die Verbote in den
90er Jahren blieben ohne Wirkung, die Re-
pression schafft Innovation und die gesell-
schaftliche Aufmerksamkeit würde durch
das Verbot nachlassen. ■
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Trotz der Tatsache, dass 2002 und 2006
die sozialliberalen Parteien die Wahlen

noch knapp gewonnen haben, begann in
den ersten Jahren des neuen Jahrtausends
eine Verschiebung der ideologischen Ein-
stellungen der ungarischen Bevölkerung
nach rechts. Infolge einer verstärkten Pola-
risierung schwand die ideologische Mitte.

György G. Márkus

Nach rechts verschoben
Parteienstruktur in Ungarn

Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán hat mit seiner Fidesz-Partei das
Land auf einen nationalkonservativen Kurs eingeschworen. Nachdem die wirt-
schaftlichen Erfolge nicht bei der breiten Bevölkerung ankommen, erhält nun die
rechtsextreme Jobbik-Partei – in einem Kontext der allgemeinen, sich verstärken-
den Politikverdrossenheit – bemerkenswerten Zulauf. Europa schaut mit besorgter
Miene nach Budapest.

György G. Márkus

(*1938) ist Professor für politische Soziologie
am Budapest College for Management,

Senior Researcher der Ungarischen Akademie
der Wissenschaften.

gmarkusg@t-online.hu
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Nach Angaben des Forschungsinstituts für
Soziologie der Akademie der Wissenschaf-
ten in Budapest befürworteten 2008 75 %
der befragten Ungarn eine starke Regie-
rung ohne Parteiendebatten und einen An-
führer, der das Land mit starker Hand lenkt.
Das war der Endpunkt eines kontinuier-
lichen Trends, beginnend 2003 und en-
dend im Wahljahr 2010. »Die Nation kann
nicht in der Opposition stehen.« – das war
der kulturkämpferische Leitgedanke der
orbánschen sozialpopulistischen, antikom-
munistischen, antiliberalen »nationalen«
Offensive. Die enttäuschenden Fehler der
linksliberalen Koalition und die aggressive
Delegitimationsstrategie der Rechten im
Kontext der Krise der globalen, der euro-
päischen und der ungarischen Wirtschaft,
haben 2010 zum erdrutschartigen Sieg von
Fidesz geführt. Es geht nun um ein hegemo-
niales Parteiensystem mit einem reduzier-
ten Parteienwettbewerb, mit einer Zwei-
drittel-Mehrheit im Parlament für Fidesz
und einer gelähmten und fragmentierten
Linken.Zwischen dem nationalkonservati-
ven Fidesz und dem oppositionellen rechts-
extremen Jobbik besteht eine starke Rivali-
tät, in deren Folge Fidesz seine symbolische
Politik und seine Kulturpolitik nach dem
Geschmack der radikalen Jobbik-Anhän-
ger gestaltet.

Ist das nur ein ungarisches (oder ost-
europäisches) Problem? Es geht hierbei
hauptsächlich darum, dass diese markan-
ten, als Anomalie erscheinenden gesell-
schaftlichen, kulturellen und politischen
Widersprüche am Rande Kern-Europas
auf die Tendenzen einer tiefen Transforma-
tion seines Zentrums hindeuten. In den
Gesellschaften, die von Kräften der ökono-
misch-kulturellen Globalisierung und einer
Transformation in eine – Risiko und Un-
sicherheit erzeugende – Neue Moderne
(Ulrich Beck, Anthony Giddens) bestimmt
sind, entsteht eine neue zentrale Konflikt-
linie zwischen einem Pol der Öffnung, der
Offenheit und einem Pol der Geschlossen-
heit, der Abschottung. Eine labile Asym-

metrie entsteht dadurch, dass sich die
meisten der westlichen Parteien eher an
dem Pol der Öffnung befinden, wobei sie
(inkl. der Sozialdemokraten) hauptsäch-
lich die Gewinner in den jeweiligen Ge-
sellschaften vertreten. Kein Wunder, dass
die identitätsbezogenen rechtsextremen
Parteien, die Öffnung und Entgrenzung
abwehren, mit ihrer emotional-kulturellen
Rhetorik die Verlierer, die Statusverun-
sicherten mobilisieren und sich daher dy-
namisch entwickeln.

Daher ergab sich im Wahljahr 2010 in
Ungarn eine geschwächte Präsenz der Par-
teien der Öffnung. Im postkommunisti-
schen Ungarn entstand ein Dualismus, so-
wohl in der Wirtschaft, als auch in der Ge-
sellschaft: zwischen einem, vom multina-
tionalen Kapital dominierten, wettbewerbs-
fähigen Sektor und einem eher rückständi-
gen Sektor des ungarischen Mittelstandes,
sowie einer Struktur, in der einer kleinen
Minderheit der Gewinner Massenarmut
und eine statusgefährdete Mittelschicht ge-
genüberstehen. Eine polarisierte politische
Struktur hatte sich herausgebildet, in der ein
Gleichgewicht bestand: ein radikal verwest-
lichender, rationalisierender, liberalisieren-
der und kommodifizierender (vermarkten-
der) »linker« Block (aus Sozialisten und Li-
beralen) hat einen – zum »kalten Bürger-
krieg« eskalierenden – Kulturkampf mit ei-
ner national-christlichen, auf historischen
Ressentiments basierenden und emotio-
nell mobilisierenden »Rechten« geführt,
die – bereits 1995 – verkündete, die Vertei-
digung der ethnozentrischen Identität mit
der sozialen Frage kombinieren zu wollen.

Eine neue Art postmoderner
rechter Partei

Fidesz als Regierungspartei kann nicht
mehr einfach als rechtspopulistische Par-
tei benannt werden. Eine neue Art post-
moderner rechter Partei ist im Entstehen.
Es geht um eine Partei mit dem Ziel einer
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souveränistischen und entliberalisieren-
den, desäkularisierenden Wende hin zu
einem autoritären Staatskapitalismus (Ro-
bert Reich). Dabei vermischen sich west-
liche und östliche Strukturen.

Das Entscheidende im Orbánschen
Regime ist die zentralisierende Machtpoli-
tik mit weitgehenden Entscheidungsbe-
fugnissen und einem Parteiführer-Kult, bei
gleichzeitiger Ausschaltung der Kontroll-
mechanismen und der Machtteilung. Ideo-
logisch geht es um die national-kulturelle
Homogenisierung, um die historische Kon-
tinuität einer einheitlichen traditionell-
christlichen Kulturnation mit einer ver-
zerrten Erinnerungspolitik. Liberale und li-
bertäre Ideen werden als wesensfremd zu-
rückgedrängt.Vorstellungen über Bildungs-,
Kultur-, Europa- und Außenpolitik sowie
Außenwirtschaft werden der Idee eines
permanenten – nach außen und innen mit
Feindbildern geführten – »Freiheitskamp-
fes« untergeordnet. Gesellschaftspolitisch
steht der Orbánismus für eine politisch-
ideologisch loyale, nationale Mittelklasse.

Das erwartete Wunder blieb aus

Orbán hat dabei kein brauchbares Wirt-
schaftskonzept. Seine sogenannte – einer-
seits verfehlte, anderseits dilettantische –
unorthodoxe Politik mischt u.a. Wachs-
tums- und Binnennachfrageorientierung
mit einer – von außen aufgezwungenen –
Austeritätspolitik, sowie unseriösen Maß-
nahmen, wie beispielsweise der Verstaat-
lichung der Privatrenten. Zusätzlich er-
richtet sie ein verschwenderisches – Reiche
und Kinderreiche bevorzugendes, für die
unteren Einkommensgruppen aber nach-
teiliges und den Staatshaushalt schwer be-
lastendes – Flatrate-Steuersystem.

Verarmung, Ungleichheit, Unsicherheit
breiten sich aus. Die restriktive Arbeits-
markt- und Rentenpolitik, wie auch die re-

aktionäre Bildungspolitik entfremden im-
mer mehr Menschen. Die Rechtsunsicher-
heit und die Unvorhersehbarkeit der öko-
nomischen Prozesse halten potenzielle In-
vestoren fern. Es gibt eine wachsende zivile
(jedoch amorphe) Protestbewegung. Hun-
derttausende Wähler wenden sich von Fi-
desz ab, jedoch eher hin zum 50 %-igen La-
ger der Unentschiedenen als zum Lager der
Linken.

Die einzige Partei, die vom relativen
Popularitätsverlust der Fidesz profitiert, ist
die rechtsextreme Jobbik. Kein Wunder, dass
Fidesz – nicht ohne Erfolg – sich sowohl
durch Rhetorik, als auch durch symbolische
Politik und Kulturpolitik dem Geschmack
der breiten Grauzone zwischen den beiden
rechten Parteien und den Jobbik-Sympa-
thisanten anzupassen versucht. Jobbik, die
in einigen Umfragen mit 20-22 % die zweit-
stärkste Partei in Ungarn ist, findet auf das,
von Fidesz verlassene, Terrain eines »Sozial-
nationalismus« zurück: hin zu einer Mi-
schung aus radikal rechter Kulturpolitik
und (pseudo-)linken wirtschaftspolitischen
Inhalten.Viele der Jobbik-Wähler kommen
aus zwei unterschiedlichen Lagern: Einer-
seits sind es enttäuschte Anhänger der Fi-
desz, andererseits enttäuschte Sozialisten.
Ausschlaggebend für den Rechtsruck war
der allgemeine Frust infolge der negativen
sozialen Auswirkungen des rauen Kapita-
lismus. Da im post-gulaschkommunisti-
schen Ungarn die wichtigste Mangelware
nicht Demokratie und Rechtsstaat, son-
dern eine sozial abgesicherte Konsumge-
sellschaft westlicher Art war, hat die mehr-
heitliche Enttäuschung einerseits zur De-
mokratieverdrossenheit, anderseits zur ag-
gressionsbereiten Frustration geführt. Eine
teils offene, teils latente Agressionsbereit-
schaft wurde auch durch die europaweit
überdurchschnittliche Intensität der Vor-
urteile gefördert. Vieles vom Gedankengut
der autoritären Ideologien der Vorkriegs-
zeit, von der nationalistisch-revisionisti-
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Dortmund-Nordstadt, 2011.
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schen Mitte bis hin zum faschistischen
Hungarismus, kehrte zurück.

Die Radikalisierung der nationalpopu-
listischen Rhetorik und die destabiliseren-
de Strategie von Fidesz ab 2002 waren zwei
Faktoren, die zur Aktivierung militanter
völkischer Gruppierungen und letztend-
lich des Jobbik beigetragen haben. Der spä-
tere Jobbik-Chef Gábor Vona war in einem
von Orbán geführten »Bürgerkreis« aktiv.
Die neue Qualität des Rechtsrucks zeigte
sich bei den Europawahlen von 2009 im
Zulauf zu Jobbik.Diese Bewegung mit dem
zweideutigen Namen, der gleichzeitig »die
Rechteren« aber auch »die Besseren« bedeu-
ten kann, ist zugleich eine Partei der ewig
Gestrigen, die mit neuaufgelegter Symbolik
der Pfeilkreuzler arbeitet, und die jüngste.
Der plötzliche Erfolg ist mit der Enttabuisie-
rung des schwerwiegendsten Vorurteils in
der ungarischen Gesellschaft verbunden:
Die »Zigeunerkriminalität« als catch word
hat effektiv Wähler geworben. Die Jobbik-
Wähler können durch eine gemeinsame
Grundeinstellung definiert werden, nämlich
über das »Gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeitssyndrom«: Rassismus, Anti-
semitismus, Xenophobie, Homophobie.
Hinzu kommen die Akzeptanz von Gewalt
(z.B. existieren paramilitärische Garden)
und die offene Ablehnung der Demokratie.

Jobbik-Anhänger sind nicht nur Glo-
balisierungsgegner, sie fordern auch den
Austritt aus der EU. Lange wurde ange-
nommen, dass es sich hauptsächlich um ei-
ne Partei der sozialen Verlierer, der Un-
terschichten und Schlechtgebildeten han-
dele. Empirische Forschungen haben aber
ergeben, dass es sich hier tatsächlich um ei-
ne Allerweltspartei handelt, die ihre Sym-
pathisanten in den oberen und unteren
Schichten der Gesellschaft hat. Der Jobbik-
Wähler ist nicht nur jung, er ist überdurch-
schnittlich gebildet, hat ein gutes Einkom-
men, einen Arbeitsplatz und ist kaum reli-
giös. Eine präsente Jobbik hat indes aber
nicht nur Nachteile für Fidesz. Wegen der
schwachen und gespaltenen Linksoppo-

sition in Ungarn, garantiert Jobbik dem
Fidesz eine Position der Mitte.

Im Gegensatz zur Jobbik will Orbán,
dass Ungarn EU-Mitglied bleibt. Das je-
doch auf eine zugegeben gaullistische Art
und Weise: Er will seine souveränistischen
Ziele, seine Auffassung vom nationalen In-
teresse, politisch und ideologisch maximal
durchsetzen. Der Konflikt zwischen Brüs-
sel (plus Washington) und Budapest ver-
schärft sich hier. Sanktionen seitens der EU
drohen: einerseits wegen des langanhalten-
den und exzessiven Haushaltsdefizits, an-
derseits wegen Verletzungen des europä-
ischen Rechts und europäischer Vorstellung
in Bezug auf Demokratie und Menschen-
rechte. Ungarn, nicht zuletzt wegen der un-
professionellen Wirtschaftspolitik der Re-
gierung in die Klemme geraten, ist nun ge-
zwungen den bereits aus dem Land »ver-
triebenen« IWF um Kredite zu ersuchen.
Ohne Einverständnis der EU wird es hier
aber keine weiteren Kredite geben.

Die Orbánisten reagieren darauf mit
Doppelzüngigkeit. Einerseits verkünden
sie nach außen weitgehende Korrektur-
und Kompromissbereitschaft. Anderseits
geht es im Innern um eine Kriegserklärung
im »Freiheitskampf«, so wie er früher ge-
gen die Habsburger und gegen Moskau ge-
führt wurde, diesmal aber gegen Brüssel
und Washington. Vona von Jobbik und
Orbán wählen hier dieselben Worte: »Wir
werden keine Kolonie sein, wir dulden
kein Diktat von außen.« Besonders ähnlich
klingt die Rhetorik, wenn von einer, von
den abgewählten ungarischen Sozialisten,
gesteuerten Verschwörung der »interna-
tionalen Linken« gesprochen wird. (Wie
letztendlich Hillary Clinton, Manuel Bar-
roso oder Angela Merkel usw. zu Mario-
nettenfiguren der ungarischen Linken wer-
den, ist schwierig zu beantworten.) Neuer-
dings melden sich auch europäische Ver-
bündete, wie zum Beispiel Demonstranten
aus Polen und Litauen. Könnte also der
Orbánismus eine europäische Dimension
entfalten? Ende offen. ■
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